
Thüringer Innenministerium

Minister Jörg Geibert

Steigerstraße 24

99096 Erfurt

Sehr geehrter Herr Geibert,

die Beschränkung der Bewegungsfreiheit 
für Flüchtlinge durch die sogenannte Re-
sidenzpflicht hat massive Auswirkungen 
auf die soziale Lebensgestaltung. Ebenso 
werden Flüchtlinge kriminalisiert, die ihr 
Grundrecht auf Bewegungsfreiheit wahr-
nehmen.

Das Recht auf Freizügigkeit ist ein 
unveräußerliches Menschenrecht.
Ich fordere Sie auf, sich für die Abschaf-
fung der diskriminierenden Residenzpflicht 
auf Bundesebene einzusetzen und in Thü-
ringen den Bereich des erlaubnisfreien 
Aufenthaltes auf das gesamte Bundesland 
durch Rechtsverordnung auszudehnen.
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Bewegungsfreiheit ist
ein Menschenrecht.

RESIDENZPFLICHT
ABSCHAFFEN!

Informationen zur Kampagne „Residenzpflicht abschaffen!“ unter: www.fluechtlingsrat-thr.de


